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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 28. Oktober 2003 Teil I 

91. Bundesgesetz: Zivilrechts-Änderungsgesetz 2004 � ZivRÄG 2004 
(NR: GP XXII RV 173 AB 212 S. 32. BR: AB 6865 S. 701.) 

 

91. Bundesgesetz, mit dem das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und das Konsumenten-
schutzgesetz geändert werden (Zivilrechts-Änderungsgesetz 2004 � ZivRÄG 2004) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 118/2002, wird wie folgt geändert: 

1. In § 364 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 
�Im Besonderen haben die Eigentümer benachbarter Grundstücke bei der Ausübung ihrer Rechte aufein-
ander Rücksicht zu nehmen.� 

2. Dem § 364 wird folgender Abs. 3 angefügt: 
�(3) Ebenso kann der Grundstückseigentümer einem Nachbarn die von dessen Bäumen oder anderen 

Pflanzen ausgehenden Einwirkungen durch den Entzug von Licht oder Luft insoweit untersagen, als diese 
das Maß des Abs. 2 überschreiten und zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung der Benutzung des 
Grundstücks führen. Bundes- und landesgesetzliche Regelungen über den Schutz von oder vor Bäumen 
und anderen Pflanzen, insbesondere über den Wald-, Flur-, Feld-, Ortsbild-, Natur- und Baumschutz, 
bleiben unberührt.� 

3. § 422 lautet: 
�§ 422. (1) Jeder Eigentümer kann die in seinen Grund eindringenden Wurzeln eines fremden Bau-

mes oder einer anderen fremden Pflanze aus seinem Boden entfernen und die über seinem Luftraum hän-
genden Äste abschneiden oder sonst benützen. Dabei hat er aber fachgerecht vorzugehen und die Pflanze 
möglichst zu schonen. Bundes- und landesgesetzliche Regelungen über den Schutz von oder vor Bäumen 
und anderen Pflanzen, insbesondere über den Wald-, Flur-, Feld-, Ortsbild-, Natur- und Baumschutz, 
bleiben unberührt. 

(2) Die für die Entfernung der Wurzeln oder das Abschneiden der Äste notwendigen Kosten hat der 
beeinträchtigte Grundeigentümer zu tragen. Sofern diesem aber durch die Wurzeln oder Äste ein Schaden 
entstanden ist oder offenbar droht, hat der Eigentümer des Baumes oder der Pflanze die Hälfte der not-
wendigen Kosten zu ersetzen.� 

4. Nach dem § 1328 wird folgender § 1328a samt Überschrift eingefügt: 
�1b. am Recht auf Wahrung der Privatsphäre 

§ 1328a. (1) Wer rechtswidrig und schuldhaft in die Privatsphäre eines Menschen eingreift oder Um-
stände aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart oder verwertet, hat ihm den dadurch entstandenen 
Schaden zu ersetzen. Bei erheblichen Verletzungen der Privatsphäre, etwa wenn Umstände daraus in 
einer Weise verwertet werden, die geeignet ist, den Menschen in der Öffentlichkeit bloßzustellen, umfasst 
der Ersatzanspruch auch eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung. 

(2) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, sofern eine Verletzung der Privatsphäre nach besonderen Bestim-
mungen zu beurteilen ist. Die Verantwortung für Verletzungen der Privatsphäre durch Medien richtet sich 
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allein nach den Bestimmungen des Mediengesetzes, BGBl. Nr. 314/1981, in der jeweils geltenden Fas-
sung.� 

Artikel II 

Änderung des Konsumentenschutzgesetzes 

Das Konsumentenschutzgesetz, BGBl. Nr. 140/1979, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 111/2002, wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 letzter Satz lautet: 
�Das Rücktrittsrecht erlischt bei Versicherungsverträgen spätestens einen Monat nach Zustandekommen 
des Vertrags.� 

2. In § 6 Abs. 2 werden der Punkt am Ende der Z 6 durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 7 an-
gefügt: 
 �7. ein Rechtsstreit zwischen dem Unternehmer und dem Verbraucher durch einen oder mehrere 

Schiedsrichter entschieden werden soll.� 

3. Dem § 28 wird folgender Absatz angefügt: 
�(3) Wer Allgemeine Geschäftsbedingungen oder Formblätter für Verträge verwendet oder emp-

fiehlt, hat diese einer nach § 29 klagebefugten Einrichtung auf deren Verlangen binnen vier Wochen 
auszufolgen, sofern die Einrichtung glaubhaft macht, dass die Kenntnis der Geschäftsbedingungen oder 
Formblätter zur Wahrnehmung der Interessen der Verbraucher erforderlich ist.� 

4. § 30b Abs. 2 lautet: 
�(2) Der Immobilienmakler hat dem Auftraggeber die nach § 3 Abs. 3 MaklerG erforderlichen Nach-

richten schriftlich mitzuteilen. Zu diesen zählen jedenfalls auch sämtliche Umstände, die für die Beurtei-
lung des zu vermittelnden Geschäfts wesentlich sind.� 

5. In § 31e wird folgender Absatz angefügt: 
�(3) Wenn der Reiseveranstalter einen erheblichen Teil der vertraglich vereinbarten Leistung nicht 

erbracht hat und dies auf einem dem Reiseveranstalter zurechenbaren Verschulden beruht, hat der Rei-
sende auch Anspruch auf angemessenen Ersatz der entgangenen Urlaubsfreude. Bei der Bemessung die-
ses Ersatzanspruchs ist insbesondere auf die Schwere und Dauer des Mangels, den Grad des Verschul-
dens, den vereinbarten Zweck der Reise sowie die Höhe des Reisepreises Bedacht zu nehmen.� 

6. § 31f Abs. 1 lautet: 
�(1) § 6 Abs. 1 Z 9 und § 9 sind auch auf solche Verträge über Reiseveranstaltungen anzuwenden, 

die im Übrigen nicht dem I. Hauptstück unterliegen. Die Verjährungsfrist für Schadenersatzansprüche 
nach § 31e Abs. 3, kann auf ein Jahr verkürzt werden, sofern dies im Einzelnen ausgehandelt wird.� 

7. Dem § 41 a werden folgende Absätze angefügt: 
�(15) Die §§ 6, 28, 30b, 31f und 42 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2003 treten 

mit 1. Jänner 2004 in Kraft. Sie sind auf Verträge oder Vertragserklärungen, die vor diesem Zeitpunkt 
geschlossen bzw. abgegeben worden sind, nicht anzuwenden. 

(16) Die §§ 3 und 31e in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2003 treten mit 1. Jänner 
2004 in Kraft.� 

8. In § 42 wird das Wort �Bundeskanzler� durch den Ausdruck �Bundesminister für soziale Sicherheit, 
Generationen und Konsumentenschutz� ersetzt. 

Artikel III 

Außergerichtliche Streitbeilegung 
1. Ein Nachbar hat vor der Einbringung einer Klage im Zusammenhang mit dem Entzug von Licht 

oder Luft durch fremde Bäume oder Pflanzen (§ 364 Abs. 3 ABGB) zur gütlichen Einigung eine Schlich-
tungsstelle zu befassen, einen Antrag nach § 433 Abs. 1 ZPO zu stellen oder � sofern der Eigentümer der 
Bäume oder Pflanzen damit einverstanden ist � den Streit einem Mediator zu unterbreiten. Die Klage ist 
nur zulässig, wenn nicht längstens innerhalb von drei Monaten ab Einleitung des Schlichtungsverfahrens, 
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ab Einlangen des Antrags bei Gericht oder ab Beginn der Mediation eine gütliche Einigung erzielt worden 
ist. 

2. Als Schlichtungsstelle im Sinn der Z 1 kommt nur eine von einer Notariatskammer, einer Rechts-
anwaltskammer oder einer sonstigen Körperschaft öffentlichen Rechts eingerichtete Schlichtungsstelle, 
als Mediator nur ein Mediator im Sinn des Zivilrechts-Mediations-Gesetzes, BGBl. I Nr. 29/2003, in der 
jeweils geltenden Fassung, in Betracht. 

3. Sofern die Beteiligten nichts anderes vereinbaren, hat die Kosten der Schlichtung, des gerichtli-
chen Vergleichs oder der Mediation zunächst der Nachbar zu tragen, der die gütliche Einigung angestrebt 
hat. Wenn keine gütliche Einigung erzielt werden kann, sind diese Kosten im Rechtsstreit wie vorprozes-
suale Kosten zu behandeln. 

4. Der Kläger hat der Klage eine Bestätigung der Schlichtungsstelle, des Gerichts oder des Mediators 
darüber anzuschließen, dass keine gütliche Einigung erzielt werden konnte. 

Artikel IV 

In-Kraft-Treten 
1. Die Bestimmungen des Art. I Z 1, 2 und 3 (§§ 364 Abs. 1 und 3 und 422 ABGB) sowie des 

Art. III des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2003 treten mit 1. Juli 2004 in Kraft. 
2. Die Bestimmungen des Art. I Z 4 (§ 1328a ABGB) des in Z 1 genannten Bundesgesetzes treten 

mit 1. Jänner 2004 in Kraft. Sie sind nur auf Schäden anzuwenden, die nach diesem Zeitpunkt verursacht 
wurden. 

Klestil 

Schüssel 


